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Einleitung
Peter Brandt

I.

Die TeilungDeutschlands durch die doppelte Staatsgründung am
. Mai und am . Oktober  war nicht das Ergebnis eines
Plans der Siegermächte. Zwar war eine territoriale Aufteilung des
besiegtenDeutschenReiches, nicht identischmit den späterenBe-
satzungszonen, während des Zweiten Weltkriegs erwogen, aber
nicht konkret beschlossen und auf der ersten Nachkriegskonfe-
renz der führenden Politiker der UdSSR, der USA und Großbri-
tanniens (Frankreich wurde nachträglich hinzugezogen) in Pots-
dam (. Juli bis . August ) nicht weiter verfolgt worden.
Vielmehr gingen die dortigen Beschlüsse von derWirtschafts- und
sektoralen Verwaltungseinheit des um die preußischen Ostpro-
vinzen jenseits von Oder und Neiße (unter Vertreibung der dort
lebenden Deutschen) verkleinerten Deutschland aus, auch wenn
eine einheimische Regierung auf gesamtstaatlicher Ebene zu-
nächst nicht vorgesehen war. Vielmehr fungierte der Alliierte
Kontrollrat bis Frühjahr  als eine Art Regierung.1

Die Wirtschaftseinheit und die wegen der französischen Wei-
gerung nicht realisierten zentralenVerwaltungsbehörden standen
jedoch in einem Spannungsverhältnis zurÜbertragung umfassen-
der Vollmachten an den jeweiligen Oberbefehlshaber in den vier
Besatzungszonen sowie in den vier Sektoren des als Sondergebiet
definierten Berlin. Die inhaltlichen Richtlinien von »Potsdam«
– schlagwortartig zusammengefasst in den vier bzw. fünf Ds: De-
nazifizierung, Demilitarisierung, Demokratisierung, Dezentrali-
sierung undDemontage (von Industrieanlagen) –waren überwie-





gend Formelkompromisse, die unterschiedlich ausgelegt werden
konnten, und unterschiedlich waren auch die Interessen der Be-
satzungsmächte, namentlich die der Hauptsieger USA und So-
wjetunion. Während die USA nach einer Phase der Unklarheit
und des Verschiebens von Entscheidungen seit Herbst  von
der Unverzichtbarkeit des deutschen, zumindest westdeutschen
Wirtschaftspotenzials für den Wiederaufbau Westeuropas und
für die Rekonstruktion eines einheitlichen liberal-kapitalistischen
Weltmarkts ausgingen, war das vorrangige Interesse der Sowjet-
union auf Reparationen für die Verheerungen der Jahre -
und in diesemZusammenhang auf die Beteiligung an derKontrol-
le des Ruhrgebiets gerichtet.2

Aus der Unfähigkeit und wachsenden Unwilligkeit der Sieger-
und Besatzungsmächte, über Deutschland zu einer Einigung zu
kommen, entstandüber denZusammenschluss der amerikanischen
undbritischenZonemit Jahresbeginn  (zunehmend versehen
mit deutschen exekutivenund repräsentativen Institutionen), den
alliierten Auftrag vom Juni/Juli  an die inzwischen durch
Wahlen legitimierten westdeutschen Länder, einen separaten, mit
einer Verfassung (das spätere Grundgesetz, ausgearbeitet von ei-
nem aus den Länderparlamenten beschickten Parlamentarischen
Rat) versehenenWeststaat zu bilden, sowie nicht zuletzt die west-
zonale Währungsreform vom . Juni  die Bundesrepublik
Deutschland. Im Hinblick auf die damit auch formal vollzogene
staatliche Teilung verstand sich die Bundesrepublik besonders in
ihren ersten Jahren als Provisorium.3

In der sowjetischenBesatzungszone (SBZ) bedeutete die Schaf-
fung derDeutschenWirtschaftskommission zum . Juni  ei-
nen wesentlichen Schritt zur Verselbstständigung des Gebiets.
Während der Blockade der westlichen Sektoren Berlins (Juni
 bis Mai ) zwecks Verhinderung der Weststaatsbildung
wurde die Stadtverwaltung gespalten und der Ostsektor mehr
undmehr in die SBZ integriert, auchwenndie Freizügigkeit inner-
halb der Stadt bis zum . August  imWesentlichen gewähr-
leistet blieb. Die Formierung einer »Einheitsfront« (später eines
»Blocks«) der zugelassenen Parteien schon im Sommer  und





die unter massivem Druck erfolgte zonale Fusion von KPD und
SPD im Frühjahr  setzten schon frühzeitig eine politische Ei-
genentwicklung inGang, die, ergänzt umharte und teilweise will-
kürliche Repression keineswegs nur gegen Nationalsozialisten
und »Reaktionäre«, mehr und mehr jener in den neu entstehen-
den Volksdemokratien des sowjetischen Einflussbereichs ähnelte.4

Dabei waren die Bodenreform zur Zerschlagung des Großgrund-
besitzes und die Ausschaltung, dann Enteignung des Großkapi-
tals als solche nicht unpopulär. Das galt auch für die Westzonen
undWest-Berlin,wo in den erstenNachkriegsjahren die Sozialde-
mokratie und bis zu einem gewissen Grad sogar Teile der CDU
eine Überwindung des Kapitalismus anstrebten.5 Ob die sowjeti-
sche Politik von vornherein auf die Errichtung einer separaten
ostdeutschen Republik gerichtet war, ist ebenso umstritten wie
die grundsätzliche Bereitschaft der UdSSR, sich bei entsprechen-
den Gegenleistungen des Westens auf eine Kompromisslösung
über dieWiedervereinigung Deutschlands einzulassen. Jedenfalls
waren die SED und andere politische Einrichtungen der SBZ/
DDR etliche Jahre bemüht, sich gegen die Bonner Parteien und
die »imperialistischen Westmächte« als Kämpfer für die Einheit
zu profilieren – auch mit einer ganzen Reihe von an die Bundes-
republik gerichteten Vorschlägen und Angeboten.6

Nach dem Aufbau eigener Streitkräfte der beiden deutschen
Staaten im Rahmen gegeneinander gerichteter Militärpakte und
demÜbergang der Sowjetunion zur Zwei-Staaten-DoktrinMitte
der fünfziger Jahre stand die Existenz der DDR für die SED-Füh-
rung selbst theoretisch nicht mehr zur Disposition. Der General-
sekretär bzw. Erste Sekretär der SED Walter Ulbricht forcierte
nun die Entwicklung einer spezifischen »nationalen Konzeption«,
der zufolge die DDR (noch bis in die späten sechziger Jahre und
verankert in der neuen Verfassung vom . April ) als eine
Art Stützpunkt der gesamtdeutschen Arbeiterklasse verstanden
wurde, dem Antipoden der »antinationalen« und antidemokrati-
schen Linie der deutschen Bourgeoisie seit dem späten . Jahr-
hundert. Mit der Konsolidierung der DDR, insbesondere ihren
wirtschaftlichen Erfolgenwährend der sechziger Jahre, drückte sich





darin auch ein gewachsenes Selbstbewusstsein der SED-Führung
aus. Dereinst werde das deutsche Proletariat, unterstützt von an-
deren fortschrittlichen Kräften, die gespaltene Nation unter der
Roten Fahne wieder zusammenführen. Bis dahin bot Ulbricht
eineKonföderationbeider deutscher Teilstaaten an. Als die imOk-
tober  neu gebildete Bonner Regierung aus SPD und FDP
nun andiebis dahin gültige ostdeutscheLesart: zwei Staaten einer
Nation, anzuknüpfen suchte, ging die SED, nicht ganz ohne Vor-
läufer, aber doch im Bruch mit Ulbrichts Konzeption, von der
Zwei-Staaten- zur Zwei-Nationen-Lehre über: Neben der im
Westen weiter existierenden alten bürgerlich-kapitalistischen Rest-
nation sei auf dem Territorium der DDR eine neue, sozialistische
deutsche Nation entstanden, eine Definition, die wenig positive
Resonanz in der ostdeutschen Bevölkerung finden konnte.7

Diebis  vonderCDU/CSU (bis unter Bundeskanzler
Konrad Adenauer) zusammen mit kleineren konservativen Par-
teien und die meiste Zeit mit der FDP regierte Bundesrepublik
hat der DDR nicht nur die demokratische Legitimität, sondern
lange die Staatlichkeit überhaupt abgesprochen. Sie galt als künst-
liches Gebilde sowjetischer Fremdherrschaft; auch die Sozial-
demokratie sah das so. Insofern formulierte Adenauer  im
. Bundestag mit Zustimmung aller Fraktionen außer der KPD,
die neu gegründete Republik sei »der Staat für alleDeutschen«.8

Aus dieser Grundeinstellung ergab sich dann der Anspruch auf
Rechtsnachfolgeschaft im Hinblick auf das Deutsche Reich und
auf das alleinige Vertretungsrecht der Bundesrepublik für Deutsch-
land nach außen. Als diese weitgehend souverän wurde und
eine eigenständige Außenpolitik treiben konnte, entstand die so-
genannte »Hallstein-Doktrin«. Sie drohte jedem Staat, der die
DDR formell anerkannte, mit dem Abbruch der diplomatischen
Beziehungen. Die Sowjetunion wurde wegen ihrer Rolle als Sie-
ger- und Besatzungsmacht davon ausgenommen. Die Verantwor-
tung der vier Mächte für »Deutschland als Ganzes« dauerte ja
fort. Zuletzt tagten die Außenminister der früheren Kriegsalliier-
ten  in Genf, ohne einen Konsens überDeutschland zu erzie-
len. Vorangegangen waren die, letztlich ergebnislose, ultimative





Forderung Nikita Chruschtschows, des Parteichefs der KPdSU,
West-Berlin zu einer »entmilitarisierten, freien Stadt« zu machen,
und die Drohung, einen separaten Friedensvertrag abzuschließen,
der die Rechte der sowjetischen Besatzungsmacht auf die DDR
übertragen hätte.9

II.

Kurt Schumacher, der von Egon Bahr bewunderte erste Nach-
kriegsvorsitzende der SPD (-), kritisierte die Sowjet-
union erstens als diejenige Siegermacht, die mit ihrer rigorosen
Sicherheits- und Bestrafungspolitik die Lebensinteressen des deut-
schen Volkes am stärksten bedrohe, und zweitens als einen totali-
tären, staatskapitalistischen und imperialistischen Staat, der für
ihn den Gegenpol zur Demokratie und namentlich zum demo-
kratischen Sozialismus darstellte. In diesem Sinne war Schuma-
cher, trotz seiner Betonungder nationalenAnliegen, einVertreter
klarer Westorientierung. Das territorial möglichst unversehrte
Deutschland sollte imRahmeneines vereinigtenEuropavonvorn-
herein seinen gleichberechtigtenPlatz einnehmen.Auchund gera-
de ein demokratisch-sozialistisches Deutschland gehörte diesem
Verständnis zufolge grundsätzlich an die Seite der »Weltdemokra-
tie« in ihrer Auseinandersetzung mit der sowjetischen Diktatur.10

Überlegungen, durch dieHinnahme einermilitärischenNeutrali-
tät eine Lösung der deutschen Frage, also dieWiedervereinigung
zu ermöglichen, wie sie die SPD schon unter Schumacher und
dann unter seinem Nachfolger Erich Ollenhauer (-) an-
stellte, tangierten nicht die Grundentscheidung für das politische
System des Westens.

Um das große Engagement gerade sozialdemokratischer Poli-
tiker für die deutsche Einheit zu begreifen, genügt nicht der Hin-
weis auf psychologische Faktoren. Die Staatsgründung der SED
imOsten stützte nachMeinung der SPD die konservativenKräfte
im Westen und verhinderte den im Fall freier gesamtdeutscher
Wahlen fest erwarteten Wahlsieg der Sozialdemokratie.11 Bei





der »Wiedervereinigung« dachte die SPD wie die anderen west-
deutschen Parteien (außer der KPD) anfangs durchaus an die
Grenzen von . Intern nahm die SPD-Parteiführung ab Ende
der fünfziger Jahre peu à peu von der Vorstellung Abstand, die
früheren preußischen Ostprovinzen ganz oder überwiegend zu-
rückgewinnen zu können. Aber erst ab Mitte der sechziger Jahre
begann die Partei, auch nach außen zu erkennen zu geben, dass
die Oder-Neiße-Grenze de facto anerkannt werden müsse und
eine spätere Revision nicht mehr ins Auge gefasst werden kön-
ne.12 Es gilt zu betonen, dass die offene Frage der Ostgrenze ge-
genüber Polen alle Bemühungen um eine Zusammenführung
Rest-Deutschlands bis in die frühen siebziger Jahre zusätzlich er-
schwerte.

Bei aller Kritik auch an der Deutschlandpolitik der Westmäch-
te, namentlich Frankreichs, sah die SPD-Führung das Haupthin-
dernis derWiedervereinigung in der Sowjetunion.Die unablässige
konzeptionelle Suche nach einem Status für Gesamtdeutschland,
der für alle vier Siegermächte akzeptabelwäre, hatte stets in erster
Linie Moskau im Blick. Der unabhängige, blockfreie National-
staat ( in Reaktion auf die Stalin-Noten), das regionale Dis-
engagement in Mitteleuropa (- in Reaktion auf die dies-
bezüglichen Pläne des polnischen Außenministers Adam Rapacki
und anderer) und die Einbindung des vereinten Deutschland in
ein die Blöcke ersetzendes gesamteuropäisches Sicherheitssystem
(durchgehend und vor allem ab / in Reaktion auf die von
Adenauer betriebene, allein Westdeutschland einbeziehende West-
integration) stellten – sich nicht unbedingt ausschließende – Va-
rianten dieses Suchens dar.13

Indem die führenden Sozialdemokraten sich darauf einließen,
die Sicherheitsinteressen der UdSSR von ihren vermeintlichen ex-
pansionistisch-repressiven Bestrebungen zu trennen, und began-
nen, die sowjetischen Interessen überhaupt zu berücksichtigen,
näherten sie sich damit zugleich in gewisserWeise denVorstellun-
gen der Sowjetunion für die Lösung der deutschen und europä-
ischen Sicherheitsfragen. Im Zuge dieser Realitätswahrnehmung
ließ die SPD gegen Ende der fünfziger Jahre auch die Bereitschaft





erkennen, die Existenz eines zweiten deutschen Staates für eine
begrenzte Zeit hinzunehmen und die DDR im Vereinigungspro-
zess prozedural zu beteiligen (Deutschlandplan vom . März
).14

In der Außen- und Sicherheitspolitik und damit auch in der
Deutschlandpolitik lässt sich zweifellos von einer Wende der
SPD zwischen Herbst  und Herbst  sprechen. Es han-
delte sich um das – wenn auch nicht kritiklose – Einschwenken
auf die Grundentscheidungen der ersten beiden Regierungen
Adenauer. Der Vorbehalt, den Fritz Erler noch im April 
im Bundestag formulierte, nämlich dass »das wiedervereinigte
Deutschland nicht en bloc in die Nato marschieren kann«,15 wur-
de zwar nicht widerrufen, aber schon bald kaum noch erwähnt.
Das gilt auch für den, ehedem betonten, provisorischen Charak-
ter der Bundesrepublik.

Die SPD-Führung begründete ihren Kurswechsel mit der Ver-
änderung der weltpolitischen Situation seit der Genfer Viermäch-
tekonferenz  und dann speziell seit dem im Mai  ge-
platzten Pariser Gipfeltreffen sowie mit der Tatsache, dass der
sozialdemokratischeDeutschlandplanbei keinemderAdressaten
die notwendige Resonanz gefunden hatte.16 Der Deutschland-
plan hatte auf die Wiedervereinigung im Rahmen einer mittel-
europäischen atomwaffen- und paktfreienEntspannungszone ge-
zielt.

Nur auf der Basis eines intakten, ausreichend und zweckmäßig
gerüsteten Nato-Bündnisses, so hieß es jetzt, könnten die sowje-
tischeHegemonialpolitik abgewehrt und die Grundlagen für neue
Initiativen in der Deutschlandpolitik gelegt werden. Das schloss
ein eindeutig positives Verhältnis zur Bundeswehr ebenso ein
wie die Hinwendung zur amerikanischen, schließlich gescheiter-
ten Idee einermultilateralenAtomstreitmacht unter deutscher Be-
teiligung.17

Die SPD hatte zur Kenntnis nehmenmüssen, dass ihre Vorstel-
lungen zur Lösung der deutschen Frage bei den Siegermächten
auf absehbare Zeit ohne Chance waren, und sie hatte akzeptieren
müssen, dass für die Mehrheit der Westdeutschen die nationale





Einheit ein Ziel unter anderen war, für dessen Verwirklichung sie
die äußere Sicherheit und die Lebensordnung der Bundesrepub-
lik keinesfalls gefährden wollte. Die SPD übernahm um 
diesen »bundesrepublikanischen« Grundkonsens.Von der gesell-
schaftsverändernden Dimension der sozialdemokratischen Wie-
dervereinigungspolitikwar bereits imGodesberger Programmkei-
ne Rede mehr. Schon bevor der Deutschlandplan vom . März
 insgesamt ad acta gelegt wurde, hatte man sich von seinen
innerdeutschen, gesellschaftspolitischen Aspekten verabschiedet.

Die sozialdemokratische Wende wurde in der außenpolitischen
Debatte des Bundestags am . Juni mit Reden vonHerbert
Wehner und Fritz Erler öffentlichkeitswirksamdemonstriert.Weh-
ner und Erler stellten klar, dass die SPD am Ziel internationaler
Entspannung und Abrüstung sowie an der Wiedervereinigung
Deutschlands als Bestandteil eines europäischen Sicherheitssys-
tems festhielt, aber ihre diesbezüglichen Vorschläge aus den fünf-
ziger Jahren für überholt ansah. Beide bekannten sich unzwei-
deutig zur Eingliederung der Bundesrepublik in das westliche
Bündnissystem. »Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands
hat nicht gefordert und beabsichtigt nicht, das Ausscheiden der
Bundesrepublik aus den Vertrags- und Bündnisverpflichtungen
zu betreiben.« Vielmehr seien geboten: »Loyale Erfüllung der
von der Bundesrepublik abgeschlossenen Verträge […] und Stär-
kung der westlichen Solidarität.«18 Von der CDU/CSU verlangten
Wehner und Erler eine vorurteilsfreie gemeinsame Bestandsauf-
nahme als Ausgangspunkt der angestrebten parteiübergreifenden
Außenpolitik.

Noch mehr als in den fünfziger Jahren wurde die Außen- und
Sicherheitspolitik der SPD zu einer Angelegenheit der Experten,
in erster Linie vonFritz Erler undHelmut Schmidt.Die außenpo-
litischeWende von  fiel zeitlichungefährmit demRegierungs-
wechsel in den USA zusammen. Zwischen den »liberals« um
Kennedy und der neuen SPD gab es grundlegende Übereinstim-
mungen, während die Differenzen zwischen Teilen der CDU/
CSUund der US-Administration, insbesondere während der letz-
ten Regierung Adenauer -, unübersehbar waren.19





Proatlantisch operierte die SPD auch in der Europapolitik;
KennedysAngebot einer wirtschaftlichen, politischenundmilitä-
rischen Atlantischen Partnerschaft der USA mit einem vereinten
Westeuropa entsprach ganz der Auffassung der SPD. Demgegen-
über erschien ihr die Politik des französischen Staatspräsidenten
Charles deGaulle nahezu uneingeschränkt als nationalistisch, he-
gemonistisch und rückschrittlich. Insbesondere das französische
Veto vom Januar  gegen die Aufnahme Großbritanniens in
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Blockierung ei-
ner weiteren westeuropäischen Integration durch Paris stießen
auf scharfe Kritik, ebenso das Ausscheiden Frankreichs aus der
militärischen Integration der Nato im Frühjahr . Dem am
. Januar  geschlossenen Élysée-Vertrag stimmte die SPD
erst zu, nachdem die »stille Koalition« der Atlantiker20 aller Par-
teien eine Präambel durchgesetzt hatte, die dem politischen Sinn
des Vertrags entgegenstand und ihn für seine Väter deGaulle und
Adenauer weitgehend entwertete.

Attraktiv war die Politik des französischen Staatspräsidenten
für einen Teil der CDU/CSU unter Führung von Adenauer und
Franz Josef Strauß wegen de Gaulles kritischer Haltung zu den
Bemühungen der Amerikaner um ein begrenztes Arrangement
mit der Sowjetunion. Solche Bemühungen waren schon im Jahr
 deutlich sichtbar geworden und dominierten seit der Amts-
übernahme Kennedys eindeutig die Außenpolitik der USA. De
Gaulle störte nicht die Entspannung als solche, die er vielmehr
Mitte der sechziger Jahre selbst betrieb, sondern er war von der
Aussicht beunruhigt, die USAwürden dabei die Interessen ihrer
europäischen Verbündeten vernachlässigen. Das war der Anknüp-
fungspunkt für die deutschen »Gaullisten«, die in dieser Situation
bereit waren, auf deGaulles Angebot einer französisch-westdeut-
schen Union als Kern einer relativ eigenständigen westeuropäi-
schen Staatenkombination unter Führung Frankreichs einzuge-
hen.21





III.

Die amerikanische Politik, schon in der Endphase der Regierung
Eisenhower von der antikommunistischen Befreiungsrhetorik ab-
gerückt, richtete sich unverkennbar auf eine längere Periode der
Koexistenzmit der Sowjetunionund denmit ihr verbündeten Staa-
ten ein. Ein begrenztes Arrangement der beiden Supermächte soll-
te gleichermaßen der freiheitlichen Evolution des Kommunismus
und den imperialen Interessen der USA dienen, namentlich in der
damals so genannten Dritten Welt. Vom idealistischen Impetus,
der die kennedysche »Strategie des Friedens« für die deutsche So-
zialdemokratie so attraktivmachte, blieb unter der Präsidentschaft
LyndonB. Johnsons nicht viel übrig. In der Praxis setzte Johnson
aber die Entspannungspolitik fort. Eine begrenzte Verständigung
mit der vermeintlich saturierten Weltmacht UdSSR auf der Basis
des europäischen Status quo lag jetzt besonders nahe, um für
den als exemplarisch verstandenen Krieg in Vietnam den Rücken
frei zu haben.22

Für die Bundesrepublik war die neue Konstellation nach dem
Mauerbau daher mit der Notwendigkeit einer flexibleren Außen-
politik verbunden. Auch Bundeskanzler KonradAdenauer strebte
imGeheimen einmittelfristiges Arrangement mit der Sowjetunion
an, wobei er zwischen  und mehrere Vorschläge unter-
breitete.23 Der »Atlantiker« Gerhard Schröder (CDU), Außen-
minister -, bemühte sich unter Aufrechterhaltung aller
Rechtspositionen und der Hallstein-Doktrin um die Intensivie-
rung der Beziehungen zu den nichtsowjetischen StaatenOsteuro-
pas. Diesem von der SPD gegen einen Teil des Regierungslagers
nachhaltig unterstütztenZiel diente dieEinrichtung vonHandels-
missionen in Polen, Rumänien,Ungarn undBulgarien /. Es
ging Schrödermit seiner »PolitikderBewegung«umdie Isolierung
derDDR imOstblock und damit indirekt auchum eineBeeinflus-
sung der Sowjetunion. Noch die Bereitschaftserklärung der Regie-
rung Erhard (-) zu wechselseitigemGewaltverzicht und
konstruktiven Friedensschritten in ihrer an die Staaten der Welt
gerichteten Note vom . März  klammerte die DDR aus.24





Eine teilweise andere Richtung schlug der Berliner Regierende
Bürgermeister und (seit ) SPD-VorsitzendeWilly Brandt ein.
Für die Berliner Sozialdemoraten bedeutete der . August 
einen Schock.25 Ihre Sprache gegenüber dem Osten verhärtete
sich bis hin zu quasireligiösen Formulierungen (»Mächte der Fins-
ternis«). Die DDR erschien als ein »erbärmlicher Satellitenstaat,
der weder deutsch noch demokratisch noch eine Republik ist«,
als »Kolonialregime besonderer Art«.26

Doch schneller und radikaler als im eigentlichen Bundesgebiet
spürten die Berliner Sozialdemokraten den Zwang, der von der
amerikanischen Respektierung der östlichen Machtsphäre aus-
ging. Die Erleichterung über den als defensiv interpretierten Mau-
erbau in den westlichen Hauptstädten, namentlich inWashington,
war Mitte August  unverkennbar, die westliche Zurückhal-
tung hatte durchaus demonstrativen Charakter. Auch die Reali-
sierung der brandtschen Anregung, nach dem Bruch des Vier-
Mächte-Status der Stadt durch die UdSSR einen Drei-Mächte-
Status für West-Berlin zu proklamieren und dieses stärker in
die Bundesrepublik zu integrieren, hätte hinsichtlich des Haupt-
ergebnisses der Abriegelungsmaßnahmen, der Zementierung
der deutschen und europäischen Teilung, keinen Unterschied ge-
macht.
An erster Stelle der sozialdemokratischen Berlinpolitik stand –

auch nach demEnde der akuten Bedrohung – die FunktionWest-
Berlins als Symbol für das Streben nach friedlicherDurchsetzung
des Selbstbestimmungsrechts auch im Osten Deutschlands. Die-
se Symbolfunktion wurde aber zunehmend defensiv verstanden
im Sinne einer Selbstbehauptung der Stadt als attraktive Metro-
pole.

In Berlin hatte schon kurz nach dem . August  bei
Brandt und seinem engeren Beraterkreis (in erster Linie Innense-
natorHeinrich Albertz, Bundessenator Klaus Schütz und Senats-
pressesprecher Egon Bahr) ein Umdenken begonnen,27 das be-
schleunigt wurde durch einen tragischen Vorfall ein Jahr nach
demMauerbau; Volkspolizisten ließen den angeschossenen Flücht-
ling Peter Fechter am . August  im Minenfeld verbluten.





Die ohnmächtigeWut derWestberliner, die sich in spontanenMas-
sendemonstrationen äußerte, beschwor die Gefahr gewaltsamer
Zusammenstöße an der innerstädtischen Demarkationslinie her-
auf und signalisierte auch eine dramatische Entfremdung zwi-
schen den Berlinern und denWestalliierten, die nichts unternom-
men hatten, um Fechter zu retten, und in deren und des Senats
Auftrag die Westberliner Polizei dann die Proteste beendet hatte.
Die Situationmusste schon aus Sicherheitsgründen irgendwie ent-
schärft werden.

Die Aussage Willy Brandts am . Dezember  im Bundes-
tag, man dürfe den Landsleuten in der DDR »nicht den Rücken
zuwenden« und müsse sich auch deshalb um eine Verbesserung
der Beziehungen zur Sowjetunion bemühen,28 bedeutete für den
Kreis um Brandt vor allem, um praktische Erleichterungen für
dieMenschen zu ringen – als humanitärer Selbstzweck, aber auch
um den menschlichen Zusammenhalt der Nation zu wahren.
»[W]as gut ist für die Menschen im geteilten Land, das ist auch
gut für die Nation«, resümierte Brandt  auf dem Karlsruher
SPD-Parteitag.29

Das Bemerkenswerte an der »Politik der kleinen Schritte«, wie
sie zwischen Herbst  und Ende  peu à peu konzipiert
und in den folgenden Jahren konzeptionell vertieft wurde, be-
stand zunächst in der Schnelligkeit, mit der der Gesprächs- und
Beraterkreis (Spitzname »Heilige Familie«) zu einer realistischen
Situationsanalyse kamund bereit war, politische Schlussfolgerun-
gen zu ziehen. Zugute kam ihmdabei die in der Publizistik zuneh-
mend verbreitete Erkenntnis, dass die Deutschlandpolitik neuer
Anstöße bedürfe, wenn der Anspruch auf die Einheit Deutsch-
lands nicht zumalleinigenGegenstand von »Sonntagsreden«wer-
den sollte.30 Seit Frühjahr  regierte dieWestberliner SPD statt
wie zuvor mit der CDU mit der FDP. Misstrauen war nicht nur
auf Seiten der Bundesregierung zu überwinden. Auch in der eige-
nen Partei waren gerade die engagierten Verfechter der Wende
von  skeptisch, so dass Brandt auch aus diesem Grund Vor-
sicht walten lassen und taktieren musste.

In Berlin ging es vor allem darum, die Mauer durchlässiger zu





machen, wenn man bis auf Weiteres gezwungen war, mit ihr zu
leben. Da nicht nur den Ostberlinern der Übergang in den Wes-
ten, sondern auch den Westberlinern der Zugang in den Ostteil
der Stadt verwehrt war, wodurch zahlreiche Familien auseinan-
dergerissen wurden, konzentrierte sich das Interesse auf eine Pas-
sierscheinregelung. Die eigentliche Hürde bildeten bei Verhand-
lungen Statusfragen.
Als der Berliner Senat Ende  erstmals einen Beauftragten

fürGesprächemit einemRepräsentanten derDDR-Regierung be-
nannte, war ein Tabu gebrochen. Die rettende Formel, beide Sei-
ten hätten sich auf Amts-, Behörden- und Ortsbezeichnungen
nicht verständigen können,31 erlaubte es der neuen Politik, in den
Jahren - ihre humanitären und national verbindenden
Wirkungen zu entfalten. Mit einerMehrheit von über  Prozent
bei der Wahl zum Abgeordnetenhaus im Februar  (mit der
FDP fast  Prozent) und einer eher noch breiteren Unterstüt-
zung in der Bevölkerung für konkrete Schritte war die SPD-ge-
führte Senatsregierung, gedeckt von den Alliierten und auch vom
Bonner Minister für Gesamtdeutsche Fragen, Erich Mende
(FDP), im Innern stark genug, ihren Weg weiterzuverfolgen.

Das Schlagwort »Wandel durch Annäherung« wurde zumMot-
to der neuen Politik. Am . Juli  –mit dem Atomteststopp-
abkommen zeichnete sich ein erstes praktisches Ergebnis der seit
der überaus gefährlichenKuba-Krise vomOktober  vorsich-
tig eingeleitetenEntspannung zwischen denWeltmächten ab – spra-
chenWilly Brandt und Egon Bahr in der Evangelischen Akademie
Tutzing. Brandt kritisierte zumwiederholtenMal den Immobilis-
mus der westdeutschen Deutschlandpolitik: »Das bloße Behar-
ren bietet keine Perspektive.« Eine Lösung der deutschen Frage
sei nur mit der Sowjetunion möglich, nicht gegen sie. »Wir kön-
nen nicht unser Recht aufgeben, aber wir müssen uns damit ver-
traut machen, daß zu seiner Verwirklichung ein neues Verhältnis
zwischen Ost und West erforderlich ist«. Diese zu erwartende
Zeitspanne könne undmüsse durch die Erleichterung des Lebens
der Menschen erträglicher gemacht werden.32 Bahr ging weiter,
indem er, sich auf Kennedy berufend, feststellte, eine Verände-




